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UNTERLAGEN ZUR PRESSEKONFERENZ

Mittwoch, 30. August 2006, 9:30 Uhr

Welser Messe, Stadthalle, Galeriesaal, 1. Stock, 4600 Wels

mit:

Landessprecher Rudi Anschober

Umwelt-Landesrat

NR DI Dr. Wolfgang Pirklhuber

Grüner Sprecher für Landwirtschaft und Lebensmittelsicherheit

LAbg. Maria Wageneder

Grüne Agrarsprecherin im OÖ. Landtag

Thema: 

Etikettenschwindel „Grüner Pakt“ – Prölls Programm für die ländliche Entwicklung auf dem Umwelt-Prüfstand – Intensivierung der Landwirtschaft statt Ökologisierung?

Neue OÖ-Initiativen gegen GVO-Saatgut auf unseren Feldern

Neues Programm für die Ländliche Entwicklung 2007-2013 auf dem Umwelt-Prüfstand 

Prölls Etikettenschwindel: Kein Umwelt-, sondern Intensivierungsprogramm

„Das von Bundesminister Pröll bisher vorgelegte neue Förderprogramm Ländliche Entwicklung führt zur Intensivierung und zu einem verstärkten Strukturwandel in der Landwirtschaft", kritisiert Wolfgang Pirklhuber, Landwirtschaftssprecher der Grünen. 

„Der aktuelle Verhandlungsstand muss dem Parlament und der Öffentlichkeit endlich übermittelt werden. Die letzten Unterlagen, die die Parlamentarier erhalten haben datieren vom Februar 2006“, fordert der Grün-Abgeordnete. 

Denn das Programm (ELER) konnte bisher noch nicht eingereicht werden, da die dafür notwendige Durchführungsverordnung auf EU-Ebene vom zuständigen Ausschuss bisher nicht beschlossen wurde. „Änderungen sind daher bis zur Einreichung, die voraussichtlich Anfang Oktober sein wird, noch möglich“, erklärt Pirklhuber und erläutert die Hauptkritikpunkte der Grünen:

Höhere Belastung für Böden und Grundwasser

„Die Anhebung der Grenzen für Tierbesatz und Stickstoff-Ausbringung führen zu einer höheren Belastung für Böden und Grundwasser. Der besonders umweltverträgliche Biolandbau wird bei den Förderungen überdurchschnittlich gekürzt, während die Intensiv-Landwirtschaft durch hohe Investitionsförderungen und zusätzliche Fördergeschenke belohnt wird. Der gentechnikfreie Anbau zum Schutz der biologischen Vielfalt wird nicht einmal erwähnt", erläutert Pirklhuber.

Das von Bundesminister Pröll als „Grüner Pakt“ vorgelegte Maßnahmenpaket könne daher nur als Etikettenschwindel bezeichnet werden. Statt  „mehr Gewicht auf die Förderung gesunder, qualitativ hochwertiger Erzeugnisse, umweltfreundlicher Produktionsmethoden – einschließlich der ökologischen Erzeugung –, nachwachsender Rohstoffe und des Schutzes der biologischen Vielfalt“ zu setzen, wie dies der Rat von Göteborg angekündigt hatte, öffnet Pröll durch die Anhebung der Nitratwerte um mehr als 50 % einer weiteren Intensivierung der Landwirtschaft Tür und Tor, kritisiert der Grün-Abgeordnete.

Pechschwarzer Pakt fördert weiteres Bauernsterben

Prölls Strategie setzt auf Produktionsausweitung und Kostensenkung, während die europäische Strategie von den Prioritäten „Wissenstransfer", „Modernisierung", „Innovation" und „Qualität in der Lebensmittelkette" spreche. Die Investitionsuntergrenzen würden angehoben, statt gesenkt. 

Trostpflaster im vorliegenden Entwurf ist die Beibehaltung der Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete (BergbäuerInnenförderung) in der bisherigen Höhe von 276 Millionen €, die von allen vier Parlamentsparteien gefordert wurde. 

Beispiele für die Intensivierung der österreichischen 

Landwirtschaft durch Bundesminister Prölls „schwarzen Pakt“:

Agrar-Umweltmaßnahmen

· Anhebung der Düngerwerte und Tierzahlen um mehr als 50 % 

Ein Betrieb durfte bisher (ÖPUL 2000) maximal 2 GVE (Großvieheinheiten) je Hektar halten, um die Grundförderung zu beziehen. Gemäß Evaluierungsbericht 2005 über das ÖPUL 2000 wurden bisher im Durchschnitt der Betriebe im Jahr 2004 0,67 GVE gehalten. Bezogen auf das Dauergrünland waren es 1,07 raufutterverzehrende Großvieheinheiten. 

Gemäß der von Pröll bei der EU-Kommission initiierten Anhebung der Stickstoff-Werte für Rinderhalter auf 230 kg N/ha (=Änderung des Nitrat-Aktionsprogramms mit 16. Februar 2006) könnten auf einem Milchviehbetrieb, der Kühe in einem Stall mit Festmist/Jauche-System hält und durchschnittlich etwa 6000 kg Milch je Kuh erzeugt – mehr als 3 GVE gehalten werden: 

Beispielrechnung:

Anfall Mist je Kuh (6000 kg Milchjahresleistung): 
45,1 

Anfall Jauche je Kuh (6000 kg Milch):


22,5




Summe:






67,6 kg N / Kuh



Maximale Ausbringung je Hektar: 


230 kg N / Hektar (
3,4 Großvieheinheiten (GVE) könnten auf diesem Betrieb je Hektar gehalten werden, wenn es sich um einen reinen Rinderbetrieb mit intensivem Grünland handelt. Dieser Betrieb könnte trotzdem am ÖPUL teilnehmen. 

· Düngerwerte widersprechen EU-Bio-Verordnung

Dieselben Düngerwerte wie oben gelten prinzipiell auch für den biologischen Landbau, womit das ÖPUL der EU-Verordnung 2092/91 direkt widerspricht. In dieser ist die Düngerobergrenze mit 170 kg N / ha begrenzt. Damit könnte in Zukunft ein Betrieb zwar Bio-Förderung beziehen, aber nicht als Bio-Betrieb zertifiziert werden. Dies stellt eine eklatante Verzerrung innerhalb der österreichischen Landwirtschaft dar. 

· Keine aktuellen verbesserten Pestizid-Reduktionsmaßnahmen

Im Evaluationsbericht heißt es in der Zusammenfassung zur Verringerung des Pestizid-Einsatzes, dass „der Gesamteinsatz kaum zurückgegangen ist, die Abnahme der Gesamtstatistik daher stellvertretend für eine unbekannte höhere Aufwandmenge je Hektar steht“ (Seite 122). Dies wird damit begründet, dass von österreichischen Landwirten in den vergangenen Jahren verstärkt Pflanzenschutzmittel in anderen EU-Staaten direkt eingekauft wurden (die nicht in den Statistiken erfasst sind!) – Kein Pestizidverbot mehr auf Almen!

· Reduzierung der Bio-Prämien im Acker und Grünland

Die Bio-Acker-Prämie wurde auf 285 Euro festgelegt, was einer Reduktion um 42 Euro (13%) entspricht, bei Miteinbeziehung des Verlustes durch die Grundförderung verliert der Biobetrieb jedoch auf der Ackerfläche 78 Euro oder knapp 22%.

Die im Programm vorgesehene Staffelung der Grünland-Flächenprämie über das bisherige Ausmaß hinaus benachteiligt vor allem reine Grünlandbetriebe überdurchschnittlich gegenüber dem bisherigen Programm. 

Die extensiven Bio-Grünlandbetriebe mit weniger als 0,5 GVE verlieren unter Einbeziehung der bisherigen Grundförderung 46 %, die Betriebe zwischen 0,5 und 1,2 GVE  knapp 29 % je Hektar. Am wenigsten verlieren Betriebe mit mehr als 1,2 GVE, nämlich ca. 23 %. 

· Massive einzelbetriebliche Kürzungen für Biobetriebe

Ein Bergbauernbetrieb der Zone 4 mit 227 BHK (Berghöfekataster)-Punkten, Mutterkuhhalter, 0,9 RGVE/ha erhält im neuen ÖPUL um etwa 3000 € jährlich oder etwa 30 % weniger. Auch für gemischte Betriebe beträgt diese Reduktion zwischen 25 und 35 %. 

Da Prämiensätze über den gesamten Verpflichtungszeitraum jährlich nur zu 90 % gewährt werden, kann es zu zusätzlichen Kürzungen kommen. (Zusätzlich werden im Ausmaß von 10 % im Jahr 2007 – bzw. wenn das Gesamt-ÖPUL des Vorjahres 500 Millionen € nicht überschreitet – die Prämien erhöht; wenn über 500 Millionen €, dann nur mehr zwischen 0-10 %).

· Keine Verbesserung der sozialen Komponenten: Arbeitsplatzbezug – Modulation 

Die Modulation ab 100 Hektar bis 300 Hektar 92,5 %, über 300 Hektar 85 %, über 1000 ha 75 % wurde gegenüber dem bisherigen Programm reduziert. Auch wenn die Modulation nun für den Gesamtbetrieb gilt, bleibt der Vorschlag hinter dem Evaluierungsbericht 2005 zurück. Dort heißt es: 

„Aufgrund des strikten Flächenbezuges der ÖPUL-Prämien und der bestehenden Modulation erhält ein ÖPUL-Betrieb in der Größenklasse über 100 ha eine fast 26 Mal höhere Prämie je Betrieb als ein Kleinbetrieb unter 10 ha und liegt damit um über das Neunfache über dem österreichischen Durchschnitt. In Anbetracht der Skaleneffekte, die bei Großbetrieben wirksam werden, wäre eine Diskussion über die Effizienz der eingesetzten Mittel und die Effektivität der Modulation sinnvoll.“ (Seite 198)

· Stattdessen: NEUE Förderungen für intensivere Betriebe

- Maßnahme Gülleverschlauchung wird mit 1 € je m3 Gülle gefördert

- Zuckerrüben-Bauern erhalten erstmals 150 € je Hektar

- Maßnahme „Bewirtschaftung von besonders auswaschungsgefährdeten Ackerflächen“ (Liste enthält zahlreiche Gemeinden mit schweren und normalen Böden in landwirtschaftlichen Intensiv-Regionen. Förderung von 360 € für bis zu 20 % der Ackerfläche!)

ANSCHOBER: Für Oberösterreich verstärkt für GVO-Freiheit auf unseren Feldern kämpfen 

Oberösterreich ist mittlerweile in Europa bekannt für sein Engagement – weitere Initiativen im Herbst 

Im Herbst rechnet Umweltlandesrat Rudi Anschober mit der Berufungsverhandlung des EuGH in Sachen Gentechnik-Verbotsgesetz. Anschober: „Der EuGH hatte ja im vergangenen Oktober entschieden, dass Oberösterreich sein GVO-Verbotsgesetz als schärfstes Gesetz in Europa gegen den Anbau von GVO-Saatgut nicht verwirklichen darf. Deshalb haben wir einerseits mit dem Gentechnik-Vorsorgegesetz eine mittlerweile rechtsgültige Zwischenlösung verwirklicht, um möglichst hohe Barrieren im Rahmen des Europarechts gegen GVO-Saatgut zu schaffen, andererseits haben wir alle Rechtsschritte ergriffen, um das Verbotsgesetz und damit das flächendeckende Verbot von GVO-Saatgut doch noch durchzusetzen und sind deshalb in die Berufung gegangen. Ich erwarte im Herbst eine Berufungsverhandlung, bei der ich durchaus Chancen für die Landesposition sehe."

Die Gründe für die Chancen Oberösterreichs: 

· Selbst die EU-Kommission hatte bei einem Verfahren vor der WTO zugegeben, dass zu wenige wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen;

· eine neue Studie über die Artenvielfalt beweist im Fall von Schmetterlingen (konkret Schwalbenschwanz), dass jene Tiere, die im GVO-Maisfeld gelebt haben, eine um bis zu 30% höhere Mortalität und geringeres Wachstum aufweisen;

· Oberösterreich selbst hat zwei Studien in Auftrag gegeben, um zu beweisen, dass in einer kleinstrukturierten Landwirtschaft wie Oberösterreich ein Nebeneinander von GVO-Landwirtschaft einerseits und Bio- bzw GVO-freier Landwirtschaft völlig unmöglich ist.

Agrarkommissarin Fischer Boel hat versichert, dass zwar aus ihrer Sicht ein flächendeckendes GVO-Verbot mit EU-Recht nicht vereinbar sei, aber andererseits in den Fällen, in denen eine Region beweisen könne, dass aufgrund der regionalen Besonderheiten für bestimmte Pflanzen eine Koexistenz unmöglich sei, pflanzenspezifische gentechnikfreie Zonen möglich wären. 

Anschober: „Und genau dies wollen wir nun mit jenen Studien beweisen, die wir im Frühling in Auftrag gegeben haben und die in den nächsten Wochen vorliegen sollen. Aufgrund der Kleinstrukturiertheit, aufgrund der großen Zahl an Naturschutzgebieten, aufgrund des hohen Bio-Bauern-Anteils und aufgrund der mittlerweile über 4000 Landwirte, die sich freiwillig zum Verzicht auf GVO-Saatgut verpflichtet haben, sind aufgrund der großen Auskreuzungsdistanzen Koexistenzen in Oberösterreich unmöglich. Gelingt uns dieser wissenschaftliche Nachweis, dann könnten gentechnikfreie Zonen verwirklichbar werden."

WAGENEDER: Lebensqualität bedeutet Freiheit von Gentechnik

Wir Grüne setzen uns für eine Landwirtschaft ein, die ohne Gentechnik auskommt – gentechnikfrei von der Weide bis zum Milchglas, vom Futtermittel bis zum Ei.

Konsumenten und Konsumentinnen wollen eindeutig gentechnikfreie Lebensmittel. In  Oberösterreich  ist wegen der kleinstrukturierten Landwirtschaft eine Aussaat von gentechnisch veränderten Organismen nicht möglich. Die von Wissenschaftern errechneten notwendigen Schutzabstände zwischen den Flächen, um eine Gefährdung anderer sicher zu unterbinden, sind nicht einzuhalten.

Auf Initiative der Grünen ist Oberösterreich europaweit Vorreiter im Kampf gegen Gentechnik in der Landwirtschaft.

Generelles Gentechnikverbot weiterhin das Ziel

Bereits 2002 einigte sich der OÖ. Landtag auf das Gentechnikverbotsgesetz, welches ein Verbot für den Anbau von gentechnisch verändertem Saatgut festschreibt. Im September 2003 verweigerte die EU-Kommission die Zustimmung zu dieser Regelung und sprach sich gegen ein generelles landesweites Anbauverbot aus. 

Oberösterreich reichte beim EuGH gegen diesen Bescheid eine Nichtigkeitsklage ein und verlangte eine Überprüfung der Argumente. Der Europäische Gerichtshof wies nach einer mündlichen Erörterung die Klage Oberösterreichs im Oktober 2005 ab. Oberösterreich hat gegen dieses Urteil das Rechtsmittel der Berufung erhoben.

Weiters wurde eine mündliche Verhandlung vor dem EuGH beantragt, um die Argumente, die die Berufung gegen die Nichtigkeitsklage untermauern und für das Verbotsgesetz sprechen, erneut vorzubringen.

Diese Entscheidung wurde deshalb getroffen, weil die EU bei ihren eigenem Verfahren gegenüber der WTO die inhaltlichen Positionen Oberösterreichs vertreten hat.

Oberösterreich wurde nun für diesen Herbst zu einem Verhandlungsgespräch eingeladen.

Vorsorgestrategie Anmeldepflicht

Zum Schutz der heimischen Landwirtschaft musste schnell eine Strategie erarbeitet werden, die ohne Verbotsgesetz weiterhin einen bestmöglichen Schutz für unseren ökologischen und konventionellen Landbau gewährleistet. Dieses Gesetz ist heuer im Juli in Kraft getreten. Durch das Vorsorgegesetz sind möglichst hohe Barrieren gegen die Aussaat von gentechnikveränderten Organismen errichtet worden.

„Trotzdem ist es nur die zweitbeste Option, wir kämpfen weiterhin für die Durchsetzung des Gentechnikverbotsgesetzes“, stellt die Grüne Agrarsprecherin im OÖ. Landtag, Maria Wageneder, fest.

Bindung oberösterreichischer Agrarförderungen an gentechnikfreie Produktion

Jene Förderungen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft, deren Vergabe ausschließlich in den   Zuständigkeitsbereich des  Landes Oberösterreich fällt,  sind nun an gentechnikfreie Produktionsweise gebunden.

„Der Schutz der biologischen Vielfalt, der kleinstrukturierten Landwirtschaft und der gentechnikfreien Qualitätsproduktion muss ein Ziel für ganz Österreich sein. Wir Grüne fordern deshalb Bundesminister Pröll auf, nach dem Vorbild Oberösterreichs jene Förderungen, deren Vergabe in die Bundeskompetenz fällt, an gentechnikfreie Produktionsweise zu knüpfen“, schließt Wageneder.
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